
Bundeseozialgericht

10 BV 606/65 I m N a m e n d e e .V @ l_k e e

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Verkündet an
44a Dezember 1968

Bittner
RegHeuptsekretär
Schriftführer

Kläger und Revieionskläger„

gegen

Beklagten und Revisionebek egten7

beigel■gen: ° „ o a 0 „ „ „ „ „ o „ „ „ o 9 „ o „

Der 10: Senat des Bundeesozielgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 440 Dezember 1968 durch

Senetspräsident Dr„ T e s m e r
—Vorsitzender—

?
Bundesrichter Dr„ B r o c k e und

Bundesrichter Dr° B u r d e n e k i
,

Bundeésozialrichter S e a l m a n n und

Bundeseozialrichterin V o l l n b'e r g

für Recht erkannt:

Die Revisionen des Klägers und des Beklagten gegen

*us Urteil des Hessischen Lendeesozialgerichts vom
G_C

25„ März 1965 werden als unbegründet zurückgewieeeno

Auß01gerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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G r ü n d e :

Der Kläger hatte für den an Tuberkulose (Tbc) erkrankten

"mil St„ in der Zeit von 4954 bis 4957 auf Grund der

Vorschriften über die Tbc»Fürsorge 42548‚96 DM auf—

gewendet„ Nachdem der Beklagte in einem gerichtlichen

Vergleich mit dem Beschädigten Sto dessen Tbc als Schä—

digungsleiden anerkannt und sich zur Zahlung einer Ver"

sorgungsrente rückwirkend ab 4„ Juni 4954 verpflichtet

hatte, beanspruchte der Kläger die Erstattung des von
ihm aufgewendeten Betrages° Mit Schreiben vom 45„ Mai

4959 erkannte der Beklagte die Verpflichtung zur Über—

nahme der Kosten für die stationäre Behandlung des St„

in Höhe von 42009„46 DM an, rechnete Jedoch mit einer

Gegenforderung in Höhe von 4559,40 DM auf‚ die ihm aus
”vorlagsweise übernommener Heilbehandlung“ für die Kriegs—

waise Heidi Ph° gegen den Kläger zusteheo Der Beklagte

überwies daher an den Kläger einen Betrag von 7650„O€ DH„

Dieser hat seinen über 42009„46 DN hinausgehenden Anspruch

nicht weiter verfolgt„ Er macht mit der Klage den von

dem Beklagten nicht gezahlten Betrag in Höhe von 4559‚40 DH

geltend und bestreitet das Bestehen der zur Aufrechnung

gestellten Gegenforderunaa Dieser liegt folgender Sach—

verhalt zugrunde: Der Beklagte hatte mit Bescheid vom
4'7a Februar 4956 der Naise PhD über das 48„ Lebensjahr

hinaus die Waisenrente (Grund— und Ausgleichsrente) als
Kannleistung wegen Berufsausbildung ■eitergewä‘nrt° In

der Zeit vom 240 April 4957 bis 26„ August 4958 wurde

die Ph„ wegen einer erneut aufgetretenen Scheuermann'achen

Erkrankung stationär im Krankenhaus Fulda behandelte Die

Behandlungskosten trug gemäß % 28 des Bundesversorgungsu

gesetzes (BVG) aF der Beklagte, da die Ehe bereits seit
dem 5„ Januar 4957 wegen dieser Krankheit von der Kranken—

kasse ausgesteuert war„ Als später der Pha auch die
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Waisenrente-aus der Angestelltenversicherung (AV) rück—

wirkend vom 1a Januar 1957 an in Höhe von 62‚4O DH

monatlich wiedergewährt wurde‚ stellte deswegen der

Beklagte mit Bescheid vom 200 Oktober 1957 die Zahlung
der Ausgleichsrente vom 10 Dezember 195? an ein? trug

jedoch die Heilbehandlungskosten weiterhin? die insgesamt

die Höhe von 7121760 DM erreichten° Den auf die Zeit ab

1= Dezember 1957 entfallenden Teil der Heilbehandlungs—

kosten in Höhe von 4359‚10 DM machte der Beklagte mit

Schreiben vom 150 Mai 1959 als Gegenforderung geltend

und rechnete mit ihr gegen die Forderung des Klägers auf„

Zur Begründung seiner Gegenforderung führte der Beklagte

ausa er sei nach Wegfall der Ausgleichsrente für die Ph°

nicht mehr zur Zahlung der Heilbehandlungskosten ver—
pflichtet gewesen° Da der Bescheid über die Entziehung

der Ausgleichsrente am 12° Jovember 1957 zugestellt werden

sei‚ habe er die Behandlungekosten für die Zeit vom
24° April bis Ende November 1957 in Höhe von 2762‚50 DM

endgültig übernommen; die Kosten für die Zeit vom 1„ De—

zember 1957 bis 260 August 1958 in Höhe von 4559910 DM_

_müßten von dem Kläger erstattet werdene Der Kläger vertrat

demgegenüber die Auffassung, ein Eintreten der Fürsorge

sei nicht erforderlich gewesen‚ da der Beklagte die Be—

handlungskosten für den gesamten Zeitraum getragen habe;

eine Hilfsbedürftigkeit der Ph° habe somit zu keinem Zeit—

punkt vorgelegen; erstmalig durch das Schreiben des Be—

klagten vom 5„ Februar 1959 _ also nach Beendigung der

Krankenhausbehandlung — habe er von dem angeblichen Not—

stand erfahren„

Der Kläger erhob Klage und beanspruchte aus dem Erstattunga—

fall St° die Zahlung der restlichen 4559‚10 DH nebst & %

Zinsen seit Klageerhebunga Das Sozialgericht (SG) Kassel

hat durch Urteil vom 250 Oktober 1962 den Beklagten ver—

urteilt, dem Kläger 4559310 DM zu zahlen; im übrigen‚ d„h„'
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hinsichtlich des Zinsenspruchs, hat es die Klage ab—

gewiesen„ Das Hessische Landessozialgericht (LSG) hat

mit Beschluß vom 10„ Dezember 4964 die Bundesrepublik

Deutschland‚ vertreten durch den Bundesminister für

Arbeit und Sozialordnung‚ beigeladen und durch Urteil

vom 25„ März 4965 die Berufung des Beklagten und die

— unselbständige — Anschlußberufung des Klägers zurück—

gewiesen; die Revision gegen dieses Urteil wurde zu—

gelassen== In den Gründen wird ausgeführt„ der Rechtsweg

zu den Sozialgerichten sei gegeben„ Die Klageforderung

sei begründet; dem Beklegten stehe kein Ersatzanspruoh

gegen den Kläger zu3 den er zur Aufrechnung stellen könne„

Der Beklagte sei zwar zutreffend davon ausgegangen? daß

er nach Wegfall der Ausgleichsrente gemäß @ 2 Abel 2

Buchst„_c der Durchführungsverordnung (DVD) zu € 28 BVG

nicht mehr verpflichtet gewesen sei, der Weise Pha Heil"

behandlung zu gewähren9 da diese als anderweitig sicher—

gestellt gegolten habe: Der Wortgebung ”gilt als sicher“

gestellt“ in dieser Vorschrift komme der Charakter einer

unwiderlegbaren Rechtsvermutung zu° Nach @@ 59 6 der

“Beichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und haß der

öffentlichen Fürsorge" (idF der Bekanntmachung vom

1„ August 4934‚ BGBl I 444)‚ die zur Zeit der hier streim
tigen aufgewendeten Leistungen galten9 i„lh‚m° @@2‚ 6 des

Körperbehindertengesetzes vom 27„ Februar 1957 (BGBl I

14?) hätte der Kläger jedoch nur dann eine Ersparnis gem
habt, wenn er verpflichtet gewesen wäre, im Zeitpunkt

der Leistung des Beklagten der Waise Ph„ Krenkenbehand—

lung zu gewähren° Eine solche Verpflichtung setze aber

voraus, daß die Embfängerin sich in geg@nyärtiger Notlage

befunden und dadurch eine Hilfsbedürftigkeit bestanden

habe° Dies sei jedoch nicht der Fall gewesen, da der

Beklagte — zu Recht oder Unrecht — die Krankenbehandlung

gewährt habe° Nachträglich könne eine Leistungspflicht
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nicht begründet werden? weil vergangene Notstände keine

Hilfsbedürftigkeit begründeten„ Wenn nun im Fürsorgereeht

hierzu noch der — auch in das spätere Bundessozialhilfe—

gesetz (BSHG) übergegangene —
Grundsatz des Naehrenges

der Fürsorgeleistungen komme? denn sei es unbeaehtlieh‚

ob die zuvor leistende Stelle zur Leistung verpflichtet

gewesen sei oder nichtc Es genüge ellein die Tatsache„

daB die Bedürftige von einer anderen Stelle krenkenversorgt

und damit für diese Zeit ihrer Bedürftigkeit entkleidet

gewesen sei„' Damit entfelle der dem Anspruch des Klägers

gegenüber geltend gemachte Erstattungsansprueh des Be—

klagten„ Zinsen könne der Kläger nicht beenspruehen‚ da—

für fehle es an einer Rechtsgrundlagea Henn für die vom

Kläger aufgewendeten Tbe—Hilfeleistungen für St„ seiner—

zeit neeh % d Abs„ 2 Satz 2 der Verordnung über die The-

Hilfe vom 80 September 1942 (BGBl I 549) ein Erstattungs—

ansprueh gegen den Beklagten nicht bestanden habe„ der

Beklagte aber trotzdem im Wege einer Ermessensleistung

nach VV Nr„ 5 Abs„ 1 zu 5 14 BVG idF vom 6„ Juni 4956 die

Kosten bis auf eine geringfügige Differenz anerkannt habe,

so sei dieser freiwillig anerkannte Anspruch keinesfalls

zu verzinsen° Die Nichtübernahme der Zinsen sei auch kein

Brmessensfehler‚ da die Frage der Zinszahlung überhaupt in

der Sozialrechtspreehung umstritten sei (vgl„ BVA AN 5

S„ 445 und BVG Bd„ 5 S„ 82)„ Auf dem Gebiet des Versor—

gungsreehts habe sich kein Gewohnheitsreeht dahin gebildet?

daß Leistungen der Versorgungsverweltung im Prozeß zu
verzinsen seien°

Dieses Urteil ist dem Kläger und dem Beklagten am 29° Juni

4965 zugestellt werden„ Der Kläger hat dagegen em 6„ Juli

3965, der Beklagte am 80 Juli 4965 Revision eingelegte

Eine Begründung für seine Revision hat der Kläger bereits

in der Revisionssehrift gegeben; der Beklagte hat seine
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Revision mit besonderem Schriftsatz vom 200 hugust 4965„

.beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangen am 24„ August
4965? begründet„ Der Kläger führt in seiner Revisions—

begründung aus, ein Senat des BSG habe zwar die Frage

verneint‚ ob allgemein für Forderungen oder wenigstens

für öffentlich—rechtliche Erstattungsforderungen von Be—

hörden auf Antrag Prozeßzinsen zu zahlen seieno -In jenem

Fall habe es sich jedoch um die Klage eines Versicherten

gegen einen Versicherungsträger gehandelt, während hier

ein Erstettungsenspruch zwischen Behörden streitig sei°

Bei der Prüfung der Zinspflicht für solche Ausgleichs—

ansprüche sei auf allgemeine Grundsätze des öffentlichen

Rechts zurückzugreifeno Sowohl der Bundesgerichtshof (BGH)

als auch das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hätten

generelle Erwägungen angestellt und den ”allgemein gülti—

“ ener—gen Grundsatz von der Zinspflicht des Schuldners

kennto Dem Urteil des BGH vom 25„ Juni 4955 (BGHZ 40

SD 425) komme für diese Frage besondere Bedeutung zu„
Nach Auffassung des BVerwG dürfe nicht das gesamte Risiko

der Prozeßführung hinsichtlich der Verzinsung auf den

Gläubiger abgewälzt werdeno Heute dürfe als gefestigte

Rechtsprechung angesehen werden‚ daß öffentlich—rechtliche

Geldforderungen zu verzinsen seien; die Ansichten hätten

sich im Laufe der Zeit geändert„

Der Kläger beantragt daher‚

unter Abänderung des angefochtenen Urteils den

Beklagten zu verurteilen‚ dem Kläger 4 % Zinsen

jährlich ab Klageerhebung am 14„ Februar 4960

aus &559340 DM zu zahleno

Der Beklagte bringt zur Begründung seiner Revision vera
ein Rechtsgrund für die von ihm zugunsten der Kriegswaise

Ph° erbrachten Leistungen habe mit Rücksicht auf € 28 BVG

aF-und @ 2 BVG nicht bestanden„ Die Vorinstanzen hätten
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den Erstattungsanspruch des beklagten Landes gegen den

Kläger zu Unrecht mit der Begründung verneint‚ daß die

Nachrangigkeit von Fürsorge— und Sozialhilfeleistungen

einen Erstattungsanspruch zwischen den Beteiligten aus-
schließen solleo Nach richtiger Auffassung könne nur eine

rechtmäßige Leistung zum Nachrang und damit zur Leistungs—

freiheit der Träger von Fürsorge— und Sozialhilfeleistun—

gen führen; Die Vorinstanzen hätten den gewohnheits—

rechtlich anerkannten Grundsatz der Erstattungspflicht

zwischen öffentlichen Leistungsträgern‚ dessen positiv—

rechtliche? seit 1° Juni 4960 geltende Normierung durch
‘ \€ 81 b BVG und den Sinn des Nachranges genau @@5, 8 der

Reichsgrundsätze (RGr)‚ @ 24 Reichsfürsorgepflicht—
vererdnung (FürstlV0) und 5 2 BSHG verkannt und unrichtig

angewandte Der Zinsanspruch des Klägers sei auf jeden

Fall unbegründet„ Die von dem Kläger zitierte Recht—

sprechung des BVerwG und des BGH enthalte noch keine gen

festigte Rechtsprechung für das gesamte öffentliche Recht;

noch viel weniger habe diese Rechtsprechung eine gewohn—

heitsrechtliche Anerkennung von Zinsansprüchen im öffent—

lichen Recht zur Folge gehabta Erstattungsansprüche von
Behörden könnten nicht anders behandelt werden als ver—
sorgungsrechtliche Ansprüche selbst? für die eine Verzins—

lichkeit weder gesetzlich vorgesehen noch gewohnheits—
rechtlich anerkannt seio

Der Beklagte beantragt?

4) das Urteil des SG Kassel vom 25° Oktober 4962

dahin abzuändern„ daß die Klage in vollem Umfange

abgewiesen wird‚ und das Urteil des Hessischen LSG

vom 25„ März 4965 aufzuheben, soweit es die

Berufung des Beklagten zurückweist,

'2) die Revision des Klägers zurückzuweisenn
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Der Kläger beentregt demgegenüber?

die Revision des Beklagten zurückzuneisena

hilfsweise„

den Rechtsstreit an das zuständige Verwaltungs—

gericht Io Instanz zu verweisen„

Die Beigelodene hat sich den Anträgen des Bek agten sn—
geschlossen° In ihrem Schriftsatz vom 360 August ■965

bringt sie vor? die beklagte Versorgungsverwaltung habe
1957/4958 für die Kriegsweise Ph„ Heilbehandlungskosten

sufgewendet1 aber erst nachträglich feststellen können‚

deß sie hierzu nicht verpflichtet gewesen sei und daß ohne

ihr Eintreten der Kläger diese Kosten hätte tragen müssen„

Rechtsgrundlage des Anspruches der Versorgungsverwaltung

auf Erstattung der Heilbehandlungskosten gegen den Kläger

sei das Rechtsinstitut des Ausgleichsanspruchs„ Dieses

allgemein im Ver■altungsrecht anerkannte Rechtsinstitut

hehe für die Versorgungsverweltung seinen Niederschleg in

5 84 b BVG gefunden° Dadurch solle vermieden werden„ daß

Anspruchsberechtigte unter eventuellen Kompetenzetreitig—

keiten von Leistungsträgern zu leiden hätten° Es sei Sinn

und Zweck dieses Rechteinstituts und des 5 84 b BVG9 den

Zustand herbeizuführen‚ der bestanden hätte9 wenn von An—

feng en entsprechend der geltenden Rechtslage verfahren

worden wäre° Wenn das Berufungsgericht dieses klare Er"

gebnis mit Hilfe des Grundsatzes der Subsidierität in des

Gegenteil verkehrt habe‚ so liege darin eine Überspitzung

dieses Grundsatzes° Der Anspruch des Klägers auf 4 % Prozeß—

zinsen sei von den Vorinstanzen zu Recht abgewiesen werden°

Von gezogenen Nutzungen.(2insgewinn) durch den Beklagten

könne nicht gesprochen werden:
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Die — durch Zulassung stetthsften „ Revisionen des Klägers

und des Beklagten sind in der gesetzlichen Form und Frist

eingelegt und begründet worden und somit zulässig (55 462

Abs° 4 Nr° 4, 46% des Sozielgerichtsgesetzes —SGG—); sie

konnten jedoch keinen Erfolg haben°

Zunächst ist dem LSG insoweit zu folgen„ als es den Rechts—‘

weg zu den 805ialgerichten gemäß 3 54 SGG für gegeben ge—

halten hat° Die Zulässigkeit des Rechtsweges ist von Amts

wegen in jeder Lege des Verfahrens zu prüfen? mithin auch

hier in der Revisionsinstanz (vglü BSG 23 259 26; 5‚ 480;

49‚ 207)„ Für den vorliegenden Fall ergibt sich die Zu—

lässigheit des Bechtsweges nicht ohne weiteres aus 5 449

Satz 4 SGG‚ der von “Ersatz— und Erstattungsstreitigkeiten

zwischen Behörden oder Körperschaften des öffentlichen

Rechts” spricht; denn diese Vorschrift regelt nur die

Berufungsfähigkeit von Erstattungsstreitigkeiten und läßt

einen zwingenden Schluß auf die Zulässigkeit des Sozial—

rechtswegs für den vorliegenden Erstattungsanspruch nicht

zug Die Zulässigkeit des Sozialrechtswegs wird vielmehr

allein durch 5 54 SGG bestimmt (vgl° BSG 6‚ 497)„ Nach

dieser Vorschrift entscheiden die Gerichte der Sozial—

gerichtsbarkeit ua über öffentlich—rechtliche Streitigkeiten

in “Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung“ (KGV)D Die

Verwendung des allgemeinen Begriffs “Angelegenheiten“ läßt

erkennen„ daß alle Streitigkeiten aus den Rechtsgebieten‚

die in S 54 SGG eufgezählt sind, vor die Sozialgerichte
gehören„ Es kommt also auf die Rechtsnatur des erhobenen

Anspruchs an3 d=h° ob dieser Anspruch Gegenstand der

materiellwrechtlichen Regelung auf dem betreffenden Rechts—

gebiet ist (vgl„ BSG 40‚ 206)„ Im vorliegenden Fell liegt

der Klageforderung ein Versorgungsanspruch des Beschädigten

St„ zugrundeo Dessen Tbc ist mit Bescheid vom 44„ Februar

4958 rückwirkend ab 4° Juni 4954 als Schädigungsleiden en—

erkannt worden; seither hat St„ auch gemäß @ 40 BVG einen
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Anspruch auf Heilbehandlung für die Lungentbc gegen den

Beklagten gehabt° Lediglich wegen der späten und rück—

wirkenden Anerkennung sind diese Kosten nicht vom Be]rlag-

ten‚ sondern von dem Kläger getragen werden„ Für diese

vom Kläger aufgewendete Tbc—Hilfeleistung stand dem Kläger

zwar nach 5 4 Rose 2 Satz 2 der zur Zeit der Gexü hrung

der Leistung geltenden Verordnung über die %cwHilfe vom

SC September? 49ür2 (BGBl I 5A9) kein Erste ucUhg en803ucl

gegen den Beklagten zu, jedoch hat der Beklagte von der

ihm durch die seinerzeit geltenden VV (Ziff° 5 I=.bs° 1 zu

% 1ü Abs° 4 BVG) eingeräumten Befugnis Gebrauch gemacht

U Ild diese Kosten übernommen„ Der ]l„gci macht somit einen

in spruch aus der Übernahme einer Versoreurgsvcrnflicrttng

geltend‚ die ursprünglich dem Beschädigten St„ gegenüber

be standu Für diesen Anspruch? der seine Grundlage im

materiellen Recht der KOV‚ nämlich dem BVG hat5 ist

also der Rechtsweg zu den Ger ichter1 der 802 mlgerichts»

barkeit gegebene

Die Zulässigkeit des Rechtsweges zu den Sozialgerichten

wird auch nicht dadurch beeinträchtigt‚ daß über den zur
nu£rech11ung gestellten streitigen Gegenanspruch des Be—

klagten„ wenn er selbständig verfolgt würde? nicht von den

Gerichten der Sozialgerichtsberkeit entschieden werden

könnte (vgl.° Gutachten des Deutschen Vereins für öffent»

liche und private Fürsorge in ND\I 1967 S 5425 s„ auch

NDV 495% S° 415 und BSG 35 279, 282)° Der Beklagte hat
seine Gegenforderung jedoch nicht als selbstie ndige Klage—

forderu ung‚ sondern nur verteidigungsweise im Wege der

Aufrechnung geltend gemacht„ Die Geltendmachung einer\

zur Aufrechnung gestellten Gegenforderung wird grundsätz—

lich nicht dadurch gehindert, daß die Gegenforderung ihrer

Natur nach nicht in den Entscheidungsbereich derjenigen
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Gerichtsbarkeit gehört‚ vor welcher der Prozeß um die

Klageforderung läuft (vglo RGZ 77„ 412; 1559 2423 BGHZ
16, 124; BSG 19‚ 20?; BAG„ Urteil von 5° März 1968

„ 1 AZR 229/67 —; Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen

Zivilprozeßrechtsv 8„ Aufl„„ 5 104 Anm„ II 1)„ Das
Gericht‚ bei welchem das Verfahren äuft‚ hat vielmehr

— allgemeinen verfehrensrechtlichen Grundsätzen ent—

sprechend — den gesamten Prozeßstoff in rechtlicher und

tatsächlicher Hinsicht zu würdigen und auch über etwaige

Vorfragen selbst zu entscheiden„ soweit nicht gesetzlich

etwas anderes bestimmt ist (BSG 55 121)„ Eine Bestätigung

dafür„ daß dieser Grundsatz auch im sozialgerichtliehen

Verfahren gilt9 ergibt sich aus 5 114 SGGÜder seinersei
<}

auf s 148 der Livilprozeßordnung (ZPO) zurückgeht= Nach

3 114 SGG haben die Sozielgerichte in den dort erwähnten

_.L‚

US

.},,

Fällen die Mehl9 ob sie über bestimmte Rechtsverhältnisse

— über die an sich von einer anderen Gerichtsbarkeit z.
entscheiden ist — selbst entscheiden oder das Verfahren aus—

setzen wollen„ Ein Recht.*s‘xrerhfsiltnis.J von dem die Entschei—

dung abhängt und das an sich nicht vor die Sozialgerichte

gehört, ist auch das der Gegenforderung zugrunde liegende

Rechtsverhältnis zwischen Beklagten und Kläger° Mithin

besteht auch bei der Aufrechnung, die vom SGG in 5 141

Absa 2 ausdrücklich zugelassen ist„ für das Sozialgericht

die Mehl9 entweder über die zur Aufrechnung gestellte und

nicht in den Entscheidungsbereich der Sozielgerichte fallen—

de Gegenforderung selbst zu entscheiden oder das Verfahren

auszusetzenü Bei der Ausübung seiner Wahl‚ ob das Gericht

über die einem anderen Rechtsgebiet engehörende Vorfrage

bzw= Gegenforderung selbst entscheiden oder aussetzen soll?

wird für das Gericht die Überlegung maßgebend sein müssen‚

ob es für die Beteiligten zumutbar ist, ein weiteres Ver—

fahren durchzuführen‚ das in der Regel mit Kosten? stets aber

mit Zeitverlust verbunden ist, oder ob es das Gericht selbst
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auf sich nehmen soll‚ eine Entscheidung aus einem Rechts—

gebiet zu treffen? das eigentlich zum Entscheidungsbereich

einer enderen Gerichtsbarkeit gehört (vgla Peters/Seutter/

Wolff9 SGG @ 444 [ann° 4)„ Auf jeden Fall werden die Sozial»
gerichte für befugt zu erechten sein‚ über eine zivil—

rechtliche Gegenforderung mitzuentscheiden7 sofern diese

unstreitig ist„ Rosenberg (% 10% Anm„ll 2 am Ende? hejaht
für den umgekehrten Fell — wenn des ordentliche Gericht

ohne Aussetzung über eine zur Aufrechnung gestellte öffent—

lich—rechtliche Gegenforderung entschieden hat —3 die

invend ng des @ 322 Abs° 2 ZPO°

Des BSG hat allerdings (BSG i9, 207, 240) die Aussetzung
Sozielrechtsstreits denn für geboten gehelten„ wenn

eine privstrechtliche Gegenforderung noch zu klären und

nicht bereits vom Schuldner anerkannt oder rechtskräftig

festgestellt ist: Es hat gemeint, diese Entscheidung im

Hinblick auf % @@?Abs° 2 SGG treffen zu müssena weil

andernfalls ”den Beteiligten wegen der materiellen Rechts—

kraftwirkung der Entscheidung über die Gegenforderung der

Rechtsweg vor den ordentlichen_6erichten entzogen wurde”:

Es mag dehinstehen‚ ob dieser Entscheidung zu folgen ist;

jedenfalls ist dadurch der erkennende Senat nicht gehalten‚

den vorliegenden Rechtsstreit gleichfalls suszusetzen=

Bei jenem Fell handelte es sich um das Verhältnis von
Sozielgerichtsberkeit'bei der Klegeforderung zur Zivil—

gerichtsberheit bei der Gegenforderung; die Entscheidung

des BSG ist vornehmlich von der Verschiedenheit der Rechts—

gebiete und Gerichtsbarkeiten getregen„ Der vorliegende

Rechtsstreit ist jedoch dadurch gekennzeichnet„ daß For—

derung und Gegenforderung dem öffentlichen Recht engehören„

Die Heuptforderung fällt in den Entscheidungebereich der

Sozielgerichte‚ vährend die Gegenforderung in den Ent—

scheidungsbereich der allgemeinen Verweltun‘sgerichte fellen
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würden Die Unterschiede zwischen diesen beiden Gerichts—

zweigen sind nicht so erheblich„ daß deshalb eine Aus—

setzung zwingend geboten wäre„ Gemäß % 1 SGG sind die

Sozialgerichte ”besondere Verueltungsgerichte“; beide

Gerichtszweige entscheiden über öffentlich—rechtliche

Streitigkeiten„ Die Verbundenheit der beiden Gerichts—

zweige hat der Gesetzgeber in @ 54 Absc 2 Satz 2 SGG selbst

insofern anerkannt, els er die Entscheidung in bestimmten

Angelegenheiten? die im Recht der KGV (BVG) geregelt sind„

den Verwaltungsserichten zugewiesen hat? und andererseits

in 5 53 Abs„ 3 SGG vorgesehen hat, das Entscheidungen in
sonstigen öffentlich»rechtlichen Streitigkeiten, in denen

an sich die allgemeinen Verweltungsgerichte zuständig wären,

den Sozialgerichten zugewiesen werden können„ Bei dieser

Verbundenheit der Gerichtsbarkeiten ist die Zulässigkeit

les Sozielrechtsweges zu be‚jahen1 sofern die Sozial—

gerichte auch über eine bestrittene Gegenforderung mit—

entscheiden, wenn diese gleichfalls dem öffentlichen Recht
angehört° Das muß insbesondere dann geltena wenn auch die

Gegenforderung aus Rechtsverhältnissen hergeleitet wird?

die zu den in 5 54 SGG erwähnten Rechtsgebieten gehören„

Das ist hier bei der Gegenforderung des Beklagten der Fall?

da diese aus der Voraussetzung erhoben ist‚ daß zur Zahlung

der Heilbehendlungskosten für die PhD versorgungsrechtlich

keine Verpflichtung bestand= Hithin bestehen keine Bedenken

gegen die Entscheidung des LSG, indem es nicht das Verfahren

ausgesetzt‚ sondern der Sache nach über die Hauptforderung

und die zur Aufrechnung gestellte Gegenforderung entschieden

Auch die von dem LSG getroffene Sachentscheidung ist ge—

rechtfertigt° Der Klegeforderung des Klägers in Höhe von
ä559510 DM‚ die vom Beklagten nach Grund und Betrag aner—

kannt worden ist, hat der Beklagte eine Gegenforderung zur
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Aufrechnung gegenübergestellt„ die nicht begründet ist°

Dem Beklagten steht nämlich ein Gegensnspruch aus der

Heilbehandlung für die Kriegswsise Phc gegen den Kläger

nicht zu° Gemäß 5 45 Abs„ 5 BVG (idF des 5„ und 60 Än—

derun@sgesetzes zum BVG) wer der Ph„ Waisengrundrente

nach Vollendung des 18„ Lebensjahres gewährt worden

weil sie sich seinerzeit noch in Berufe au.shildung oeifendc

Ferner wer ihr Ausgleichsrente nach ä_47 BVG zugeoilligt

werden, da ihr Lebensunterhalt nicht f andere Weise

sichergestellt wer„ Als sie am 24011pril 1957 (eineut)

ins (renkenheus eingewieeen wurde„ gewährte ihr der

Beklagte dereufhin auch die Behandlung dort als Heil—

enstaltspflege nach % 28 Satz ? und 2 BVG eF„ de ”die

Krenkenbehendlung nicht anderweitig sichergestellt wer

oder sichergestellt werden hor inte' Die Ph„ war nämlich

bereits seit dem 5„ Januar 1957 wegen der erm1 ut zu be—

hendelnden Scheuermann'schen Erkrankung von der ”geilen—

hasse ausgesteuert; ein Anspruch gegen einen 60 ziel—

versicherungstr ger stend ihr nicht zu (S 2 Abs 4 DVD

zu % 28 BVG)„ Nithin hat seinerzeit der Beklagte die
Kosten für die am 24° April 1957 beginnende erneute Heil—

behendlung zu Recht übernommen„'

Diese Verpflichtung entfiel Jedoch zu dem Zeitpunkt? als

der Weise Bh° rückwirkend ab Januar 1957 auch die Weisen“

rente aus der AV wiedergewährt wurde° Die Höhe dieser

Weisenrente betrug 62‚40 DM„ Damit wurde der in 5 4?

Abs„ 5 BVG idF des 6„ Änderungsgesetzes vom 1° Juli 4957

(BGBl I 664) geltende Höchstsetz des sonStigen Einkommens

für Helbweisen von 60‚—— DM überschritten„ Die Ausgleichsm

rente wer nicht mehr zu gewähren und wurde de:t Phc mit

Wirkung vom 10 Dezember 4957 durch den Bescheid vom 206 Ok—

tober 1057 entzogen° Mit diesem Fortfsll der Weisen*

ausgleichsrente entfiel auch die Verpflichtung des Be—

klagten zur Ge1iihrun@ der Heilbehendlung bzw„ heilt s lts—

_q5_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


pflege? weil von diesem Zeitpunkt en-die Heilbehendlung

als anderweitig sichergestellt im Sinne des % 28 BVG zu

gelten hatteg Der 5 2 Ahs° 2 Buchst„ c der VO zur Durch—

führung des S 28 BVG vom 26° Februar 1954 (BGBl I 460)

idF der VOen vom 275 Oktober 1952 (BGBl I 744) und vom
48° August 1955 (BGBl I 975) bestimmt nämlich9 deß die
Krenkenhehendlung als anderweitig sichergestellt “gilt“‚

wenn der Weise wegen der Höhe des sonstigen Einkommens

Ausgleichsrente nicht gewährt wirda

Bei dieser Bestimmung Lande 6 es sich? wie des LSG zu"

treffend entgegen_der Ansicht des Klägers angenommen het‚

um eine u1widerlegbere Rechtsvermutung‚ die den Gegen—

beweis eueschließt (% 292 ZPO)„ Das geht zunächst aus dem

Gebrauch des Wortes ”gilt” hervor, das im Recht der Sozial—

versicherung und der KOV regelmäßig für eine unwiderleg—

here Rechtsvermutung verwendet wird (vgl„ BSG 77 55, 55;

42‚ 94„ 9a; 453 4‚ 5; ■9° 65‚ 66; BSG in SOZR BVG @ 38

Nr„ 47)„ Die Unwiderlegbarkeit der in Abs= 2 des % 2 DVD

ausgesprochenen Rechtsvermutung ergibt sich aber auch aus

dem Zusammenhang mit der in Abs„ ? getroffenen Regelungo

Dort ist in Satz 4 ausgeführt‚ wenn eine Krenkenhehendlung

sichergestellt ist? und in Satz 2 der Fall geregelt? daß

die anderweitig sichergestellte Krenkenbehandlung nicht

den Umfen9 derjenigen nach @.28 BVG erreicht; darauf kommt

es aber nech dem letzten Helbsstz (“es sei denn“) denn
nicht en‚ wenn die Krenkenhehandlung nach Abs° 2 als

sichergestellt ”gilt“° Das besagt‚ daß die Frage‘] ob und

in welchem Umfang anderweitige Ansprüche auf Krankenhehend—

lung bestehen‚ unerheblich und nicht zu prüfen ist? wenn
die Krenkenbehendlung nach Abs° 2 als sichergestellt giltn

Hithin kann des 1‘gilt“ in Abs() 2 nur eine unwiderlegbere

Vermutung sein? denn andernfalls würde das in Abs„ 1 Gesegte

widerrufen werden‚ wenn dennoch bei einer wegen der Höhe des
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sonstigen Einkommens nicht gewährten Ausgleichsrente ge«
prüft werden könnte, ob eine Krenkenbehandlung wirklich

sichergestellt ist° Schließlich rechtfertigt sich die
Unwiderlegbarkeit der gesetzlichen Vermutung aus dem offen—

haren Zweck dieser Vorschrift? die Verweltungscrheit zu
vereinfachen und weitere Ermittlungen zu ersparen°

Hit der Entziehung der Ausgleichsrente der PhD entfiel

also vom ■= Dezember 3957 an auch der tnspruch auf Heil—

hehandlung gemäß 5 28 BVG„ weil von diesem Zeitpunkt an
die Krankenbehandlung unwiderleglich als sichergestellt

zu gelten hette„ Seither hat der Beklegte die Heil—

enstaltskosten ohne rechtlichen Grund geleistete Gerade

die nach diesem Zéitpunkt geleisteten Kösten der Kranken—

behendlung verlangt aber der Beklagte von dem Kläger er—

stattet° Dieser geltend gemachte Brstattungsenspruch für

die ohne Verpflichtung nach S 28 BVG gewährte Heilbehend»

lung hat weder im BVG noch in der Bürsorgepflichtverordnung

oder der BVO‚ wie sie zur Zeit des hier geltend gemachten

Erstattungsanspruchs galten‚ eine ausdrückliche Grundlage

(vglo BSG 46, 154 und 222 und die dort zitierte Recht“

sprechung und Literatur)° Erst durch @ 8■ b BVG idF des

1„ Neuordnungsgesetzes (NOG) vom 27„ Juni 4960 hat der
Gesetzgeber mit Wirkung vom 1„ Juni 1960 eine ausdrückliche

Grundlage geschaffeno Danach ist in den Fällen? in denen

die Versorgungsverwaltung zu Unrecht Leistungen gewährt

hat„ die ein anderer öffentlich—rechtlicher Leistungen

träger hätte gewähren müssen, ein Ausgleich vorzunehmeno

Nach der amtlichen Begründung (vgl„ 3„ Wahlperiode, B“—
Drucksache Nr° 1259 — Begierungsentnurf zur Neuregelung

des Rechts der KOV„‘@ 82 — und Nr„ 1825 — Schriftlicher

Bericht des Ausschusses für Kriegsopfer— und Heimkehrerm

fragen _) sollte diese — nicht mit rückwirkender Kraft

ausgestattete — Vorschrift “lediglich eine Klarstellung

bringen“ und einen internen Lastenausgleich der öffentlich“
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rechtlichen Leistungsträger herbeiführen° Mit diesem

bereits bestehenden Ausgleichsenspruch‚ der nach Ansicht

des Gesetzgebers lediglich k argestellt werden sollte‚

kann richt ein Anspruch gemeint sein‚ wie er sich aus dem

59 Buch der EVO und dessen 4„-nbschnitt — überschrieben

“Beziehungen der Versicherungsträger zueinander und zu

anderen Verpflichteten” (@@.1501 ff EVO) — ergibt„ Dort

sind zwar die Burnorgeträger ausdrücklich erwähnt, nicht

jedoch die Versorgungsverwaltungen; zudem sind dort nur
Ihegelungen für den Fall des Zusamméntreffens

ven Verpflich—

tungen mehrerer Verpflichteter aus Anlaß eines Krankheits—

falles bei einer nur einmal zu gewährenden Leistung ge—

troffen (vgl° BSG 16‚ 454‚ 15%; EUR in Eu■ 443 2405

Bd° 44‚ 55)„ Auch im Fürsorgerecht fehlten Vorschriften?

die derartige lrstattungssnsprüche geregelt hätten„ In

der FürstlV0 (ä5 4& ff) wie auch jetzt im BSHG (Abschnitt

9; 35 d05 ff) sind nur Kostenerstattungsensprüche zwischen

den Fürsorgeträgern untereinander und Erststtungsensprüche

der Eozielhilfeträger gegen andere Leistungsträger (% 59
BSHG) eeregelt„ nicht jedoch — mit Ausnahme des @ 424 BSHG —

feltungen gegen den Fürsorge— bzw° Sozialhilfeträger (vgl°

Schellhorn/Reinehr/Schwörer “Die Kostenerstattung zwischen

den Trägern der Sozialhilfe“ 4966, S„ 5 und So 31 ff)„

Ebensowenig können die aus dem bürgerlichen Recht abge—

leiteten Grundsätze der Geschäftsführung ohne Auftrag

(5% 677 ff BGB mit dem Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen

gemäß @ 683 BGB) den Erstattungssnspruch des Beklagten

stützen; denn der Beklagte hat die Heilbehandlungshosten

für die Ph° in der irrigen Annahme getragen, zur Gewährung

von Krenkenbehandlung nach 5 28 BVG verpflichtet zu sein9

hat also nicht ein Geschäft des Klägers führen_wollen‚ sondern ein

objektiv fremdes Geschäft in der Meinung besorgt, daß es

sein eigenes sei (@ 687 Abs„ 1 BGB)°
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Der Erstattungsanspruch des Beklagten — der in der oben

erwähnten Begründung zu 5 81 b BVG nF angesprochen ist

und durch diese Vorschrift eine llarstellung erhalten

sollte — könnte daher nur als öffentlich—rechtlicher

Erstattungsanspruch begründet sein° Bei diesem Erstat—

tungsanspruch‚ der zunächst aus den zivilrechtlichen

Normen über ungerechtfertigte Bereicherung (5% 812 ff BGB)
abgeleitet werden is‘‚ handelt es sich um ein Rechts—

institut„ das seit den grundlegenden Ausführungen von

Lassar (“Der Erstattungsanspruch im Verwaltungs— und

Finanzrecht”‚ Berlin ■92?) mehr und mehr anerkannt worden

ist„ Zwar hatte Lassar seine Untersuchungen noch auf

Vermögensverschiehungen ”zwischen den Verwaltungen und

anderen Rechtssubäekten“ beschränkt (s„ aaO 80 9% ff; vgl„

auch Haueisen ”Erstattungsansorüche im öffentlichen Recht“

in NUJ 1954„ 9773 BSG 34, 59„ 65)‚ also den Erstattungs—
anspruch zwischen Verwaltungen untereinander nicht ein—'

bezogen° Die Gedankengänge von Lassar haben jedoch all—

gemein Zustimmung gefunden und sind auch auf das Verhält—

nis zwischen Verwaltungen und öffentlichen Rechtsträgern

untereinander angewendet werden (vgl„ BSG 46, 451„ 456
und die dort zitierte Rechtsprechung und Literatur)°

Danach gilt im öffentlichen Recht ganz allgemein — auch

ohne ausdrückliche Normierung im Gesetz — der Grundsatz?

daß Leistungen‚ die ohne rechtlichen Grund bewirkt sind?

von dem zu erstatten sind‚ der eigentlich zur Leistung

verpflichtet war„ Dabei ist dem Mangel des rechtlichen

Grundes zur Leistung der spätere Wegfall des ursprünglich

vorhandenen rechtlichen Grundes gleichzustellen (vglo

Haueisen aa0)„ Die Anwendung dieses Grundsatzes ist nicht

auf die Fälle beschränkt‚ in denen es sich um Ansprüche

auf Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen han—

delt? sondern findet auch auf Fälle der hier streitigen

Art Anwendung‚ in denen ein nicht verpflichteter Träger
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des öffentlichen Rechts einem berechtigten Dritten Leistun—

gen gewährt hat° Der erkennende Senat sieht keinen Hinde—

rungsgrund‚ diesen im öffentlichen Recht allgemein aner»

kannten Grundsatz‚ den bereits der 20 Senat des BSG für

das Verhältnis von Unfallversicherungsträger zum Versor—

gungsträger der KGV angewendet hat (vgl„ BSGaaO)9 auf
den Erstattungsanspruch zwischen dem Versorgungsträger

und dem Fürsorgeträger anzuwendenc

Bei diesem Ersatzanspruch kommt es nicht darauf an, ob die

Leistung in der irrigen Annahme einer Verpflichtung er—
bracht oder ob sie aus einem anderen Grunde als eigene

Leistung g-währt werden ist„ Allein ausschlaggebend ist

nur, daß sie ohne eine Verpflichtung geleistet werden ist„

Hithin kommt es insoweit nicht darauf an, ob die Versor—

gungsbehörde — wie der Beklagte in der mündlichen Ver-

handlung vor dem Senat zur Erwägung gestellt hat — etwa

doch in Erkenntnis ihrer nicht bestehenden Verpflichtung

(nach Erlaß des Bescheides vom 29„ Oktober i957 über den

Entzug der Ausgleichsrente) gleichwohl die Krankenbehand—

lung aber deshalb weitergewährt hat„ um die Kontinuität

der Heilanstaltspflege nicht zu gefährden° Auch in diesem

Falle würde einer ”Abwälzung” (so Lassar So ■06) der auf—

gewandten Kosten nichts entgegenstehena Es kommt ferner

bei diesen Ersatzanspruch auch nicht darauf an‚ ob der Be—'

klagte schon von Beginn der hier streitigen Leistungen an‚

d„h= von i„ Dezember ?957 an‚ gewußt hat.) daß er nicht zur

Leistung verpflichtet ist‚ oder ob er diese Erkenntnis erst

„skater erlangt hat° Zwar heißt es in dem inzwischen in
|-

Kraft getretenen @ 81 b BVG, daß ein Ersatzanspruch gewährt

wird, wenn sich “nachträglich herausstellt“„ daß anstelle

der Versorgungsverwaltung ein anderer Leistungsträger ver—
pflichtet gewesen wäre„ Das BSG hat jedoch selbst für
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diesen ausdrücklich geregelten Ersetzenspruch ausgespro»

chen (vglo BSG 36, 2225 226)„ daß das Merkmal der ”nach—

träglichen“ Kenntnis des wahren Sachverhalts nicht als

ein tstbestendsmäßiges Erfordernis des Ersatzsnspruchs

zu werten ist°

Ist somit davon eiiszugehen„J daß der Beklagte die erste

Voraussetzung für die Entstehung eines öffentlich—recht—

lichen Erststtungssnspruchs erfüllt1 nämlich mit der Zehu

lung der Heilbehendlungskosten für die Zeit von 1° Dezem—

ber 1957 bis 26= August 1958 in Höhe von 4559,10 Dh eine

0Ü
)

Leistung ohne rechtliche Verpflichtung erbracht hat?

fehlt es als weitere Voraussetzung für den Erststtungs—

enspruch gegen den Kläger daran? daß dieser ”an Stelle

des Beklagten“ zur Leistung verpflichtet were Zu Unrecht

nimmt der Beklagte an‚ daß eine solche Verpflichtung schon

deswegen bestehtu weil für die Heilbehsndlungsh sten

letzten Endes der Kläger als Fürsorgeträ*er einzutreten

habe° Dieser Ansicht kann schon im Hinblick auf 5 28 BVG.

nicht gefolgt werden„ Wenn der Fürsorgeträger stets und

unter allen Umständen die Kosten der Heilbehendlung zu
übernehmen hätted dann wäre die Heilhehsndlung immer sicher"

gestellt; damit wäre aber 5 28 BVG seiner Bedeutung und

seines Sinnes entkleidet° Die Versorgungsverwsltung hätte

dann nämlich den enspruchsberechtigten Personenkreis„

falls sich sonst kein anderer Leistungsträger für die

Krenkenbehsndlung finden läßt, regelmäßig nur auf den

Fürsorgeträger zu verweisen‚ und würde ihrerseits stets

leistungsfrei bleiben.(vgl„ Schieckel‚ BVG? 2„ Aufl„ 4953‚
5 28 Anm„ 2)° Das aber würde dem Sinn dieser Vorschrift

widersprechen‚ denn dadurch sollten gerade die Kriegs—

hinterbliehenen von der Notwendigkeit enthoben werden‚

wegen der Heilhehendlung die Fürsorge in Anspruch nehmen

zu müssen„ Der Wortlaut des @ 28 BVG erweist sich somit
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insoweit als ungenau? als er schlechthin von einer ander—

weitigen Sicherstellung spricht° Gemeint sind offenbar

nur die Fälle‚ in denen durch eine andere Verpflichtung

als die der Fürsorgebehörden die Krankenbehandlung ander—

weitig sichergestellt ist (vgl() Schieckel aaO; Wilke in

rot 1959‚ 2’l’1; vglu auch f; 2 A s„ 2 Satz 2 BSHG-)„ wie
dies in $ 2 Abs„ 4 der DVG zu @ 28 BVG zum Ausdruck kommt?

in dem die anderweitige Sicherstellung definiert und ge—

sag

estellt ist‚ “soweit und solange ein Anspruch gegen einen

t ist‚ daß die Krankenbehandlung anderweitig sicher—
['7‘
(_:

C_.‚sozialversicherungsträger oder aufgrund eines Vertrages

gegen Dritte besteht“° Diese Auslegung des 5 28 BVG

zeigt‚ daß in dieser Vorschrift eine Verpflichtung des

Fürsorgeträgers gar nicht angesprochen ist, so daß diese

Vorschrift auch nichts über eine Verpflichtung des Klägers‚

die Heilhehandlungskosten anstelle des Beklagten zu tragen,

hergeben kann°

Daß eine solche Verpflichtung des Klägers im vorliegenden

Fall nicht besteht, ergibt sich aus dem allgemein anerkann—

ten un im Gesetz verankerten Grundsatz der Nachrangiglceit:J

d„h„ der Subsidiarität der Fürsorge— bzw„ Sozialhilfe—

leistungen (vgl„ Gottschick/Keese “Reichsgrundsätze” 4955;

Erläuterung zu 5 5; Fuchs ”Sozialhilfe und Kriegsopfer—

“ürsorge” 1963‚ S„ 3005 Mergler “Bundessozialhilfegesetz“,

@@2‚ ?8; Keese “Sozialhilferecht” 2° Auflo‚ 4964„ Sa 21
‘

und 2%; Gottschick “Das Bundessozialhilfegesetz“„ 2„ Aufl„‚

1965„ 80 80/81)„ Dieser Grundsatz besagt? daß die Gewahn

rung von Fürsorgeleistungen nur dann in Betracht kommt?

wenn der Hilfsbedürftige den Lebensunterhalt für sich und

seine unterhaltshedürftigen Angehörigen nicht oder nicht

4

ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln beschaffen kann
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und ihn auch nicht von dritter Seite erhältu Dieser

Grundsatz ging bereits aus @ 23 der VO über die Fürsorge—

pflicht vom 159 Februar 192% (FürePflV0 (BGBl I 100),

zuletzt geändert durch das Gesetz über die Fürsorge für

Körperbehinderte und von einer Körperbehinderung bedrohte

Personen (KEG) vom 27„ Februar 1957 (BGBl I 14?))? und

aus 5 5 der Rc3cnsfiundcutze über Voraussetzung1 Art und

ua; der öffentlichen Fürsorge vom 4° Dezember 492%

(“Reichsgrundsätze“ —RGr—‚ BGBl I 765‚ zuletzt geändert

durch das Gesetz zur Änderung der RGr vom 4° Juli 495?

(BGBl I 695)), hertor° Dort heißt es nämlich‚ daß hilfs—

bedürftig nur ist — mit einer entsprechenden Verpflich—

tung des Fürsorgeträgers zur Hilfeleistung —$ wer den

notwendigen Lebensbedarf ”nicht
ano beschaffen kann und

ihn auch nicht von anderer Seite erhält”„ Dieser Grund—

satz ist unverändert unter besonderer Betonung der Nach«

rangigkeit in € 2 des BSHG vom 500 Juni 1964 (BGBl I 815)‚

das am 4„ Juni 1962 in Kraft getreten ist‚ übernommen

worden„ Lediglich zur
Klarstellung sind anstelle der

Worte in % 5 RGr "insbesondere von n1-geehörigen“ die Worte

“besonders von Anwehörigen oder von ■regern. anderer

Sozie lleistungen“ in 3 2 BSHG gebraucht „orden„ Inhalt—

lich ist damit keine Änderung oder Erweiterung einge—

treten‚ denn bereits bei dem früheren Zustand entsprach

es allgemeiner Rechtsüberzeugung und Rechtsanwendung;j deß

zu den Mitteln von anderer Seite nicht nur Unterhalts—

beiträge von Angehörigen zählten (“Familiennotgemein—

schaft")‚ sondern auch Leistungen aus früheren Arbeits—

oder Dienstverhältnissen und von öffentlich—rechtlichen

Leistungsträgern aller Art, insbesondere SozialVersiche—

rungsträgern und Trägern der KOV (vgl° hierzu auch Rund—

schreiben BMA vom 27„ November 4959 in BVBl 4960 Sa 2)„
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Auch 8 421 BSHG muß als Bestätigung des allgemeinen Grund—

satzes der Subsidiarität der Fürsorge— und Sozialhilfe—

leistungen angesehen werden, da diese Vorschrift eine Er—

stattungspflicht des Sozialhilfeträgers ausdrücklich nur
für die Fälle vorsieht, in denen ein Dritter in einem “Eil—

falle” Hilfe gewährt, die der Träger der Sozialhilfe bei

rechtzeitiger Kenntnis gewährt haben würde°

Setzt also der Grundsatz der Subsidiarität für eine Ver—

pflichtung des Sozialhilfeträgers voraus, daß die Hilfe

nicht bereits von dritter Seite tatsächlich geleistet

werden ist, so bestand im vorliegenden Fall eine Ver—

pflichtung d s Klägers zur Übernahme der Heilhehandlunas—

kosten schon deshalb nicht, weil der Beklagte sie getragen

Lat„ Es kommt insoweit nicht darauf an, ob der Dritte

„ wie hier der Beklagte — die Hilfe freiwillig oder auf

Grund von privaten oder öffentlichen Verpflichtungen, aus
moralischen, ethischen oder Dotationsgründen, mit oder

ohne Bechtegrund oder in der irrtümlichen Annahme eines

Rechtsgrundes leistet° In Jedem Falle schließt eine der—

artige Hilfegewährung die Verpflichtung des Sozialhilfe—

trägers zum Eintreten aus, falls nicht weitergehende Maß—

nahmen “Aufzahlung“) zur Beseitigung der gegenwärtigen Not—

lage erforderlich sind (vgl= Urteil BSG vom 50a April 1968”

— 5 BK 79/67 — in ”Die AV" 4968 S„ 342)0 Das Bundesamt

für Heimatwesen (BAB) hatte bereits am 195 März ?950
(BAB Bd„ 74 Sa 65) ausgesprochen, daß Hilfsbedürftigkeit

im Sinne der FürstlV0 nicht gegeben sei, wenn eine öffent—

liche Krankenkasse irrtümlich Krankengeld gewährt habe,

dadurch die öffentliche Fürsorge entbehrlich geworden und

tatsächlich auch nicht in Anspruch genommen werden sei;

Hilfsbedürftigkeit sei auch dann ausgeschlossen, wenn eine

Person, die sich aus eigenen Kräften nicht unterhalten könne,

die Mittel zu ihrem Unterhalt von dritter Seite erhalte,

_
21[__
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selbst wenn sie dieser gegenüber einen Rechtsanspruch

auf Unterhaltsgewährung nicht habe° Diese Auffassung

ist in der Folgezeit wiederholt bestätigt (vglu NDV 4954

SD 445) und aus dem oben erörterten Grundsatz der Sub“

sidiarität der Fürsorge (@ 24 FürstlV0) abgeleitet werden

(vgl° Keese “Die öffentliche Fürsorge“‚ 50 huflga 4957

Sc 24; 5° auch Gutachten in NDW 4956 S„ 66)a

Obwohl der im vorliegenden Fall geltend gemachte Trstat—

tun sanspruch des Beklagten nicht nach dem erst später

in Kraft getretenen % 84 b BVG zu beurteilen ist? so ist

doch darauf hinzuweisen, daß durch diese Vorschrift nicht

etwa der Grundsatz der Subsidiarität für Erstattungs—

ansprüche des Versorgungsträgers der KOU gegen Fürsorgem

träger beseitigt werden ist„ sondern auch weiterhin gilt„

Eine höchstrichterliche Entscheidung fehlt allerdings noch

zu dieser Frage„ Die überwiegende Meinung in der Lite_

ratur geht jedoch dahin‚ daß ein Erstattungsanspruch des

Versorgungsträgers gegen den Sozialhilfeträger nicht be—

steht‚ wenn der Versorgungsträger ohne Rechtsgrund Leistun—

gen erbracht hat‚ weil dieser Anspruch mit dem Grundsatz

der Subsidiarität der Fürsorgeleistungen kollidieren würde
(vgl„ Kurth ”% 84 b und die fürsorgerechtliche Subsidi—

arität” in ZfS 4964 So 56; Pappai ”Der Ersatzanspruch nach

% 84 b“ in zrs 4962 s„ 155 und s„ 4965 Surgel in zrsn 4965
S„ 455; Mayer in KGV 4967 So 69;_Gutachten in HDV 4964

S„ 436 und NDV 4967 S„ 3423 ZfF 4964 SG 474 und 4967 S„3495

DOK 4968 Sa 4055 Urteil LSG Nordrhein—Westfalen in Breit—

haupt 4966 S„ 640; Otto in Soners 4966 So 5245 Schieckel/

Gurgel, BVG? 59 Aufl„‚ Bd„ 2 Sa 5693 Schriftliche Stellungm

nahme des BMI an BMA, zitiert bei van Nuis/Vorberg$ 6„Teila

% 84 b BVG, Anm„ II 4; vgl° auch Werkmüller in NEU 4964

.S„ 436)° Entsteht somit nach diesem Grundsatz keine Ver—

pflichtung des Fürsorgeträgers5 wenn die Hilfeleistung
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bereits tatsächlich von dritter Seite gewährt worden ist‚

und wird dieser Grundsatz auch zugunsten des Versorgungs—

trägers nicht durchbrochen$ so ist der Erstattungsanspruch

des Beklagten für die Heilhehandlungskosten der Pho nicht

begründet„ Ist aber der Erstattungsanspruch unbegründet9

so hatdie Aufrechnung mit dieser Gegenforderung die an
sich unbestrittene Heuptforderung des Klägers nicht zum
Erlöschen gebrachto

Nur dann könnte ein Erstattungsenspruch des Beklagten für

die von ihm geleistete Hilfe in Betracht kommen? wenn er

die Krankenbehandlung der Ph„ als Eilfell im Sinne des

5 424 BSHG übernommen hätte„ Abgesehen davon aber‚ daß

seinerzeit das B8HG noch nicht galt„ war ein “Eilfall” für

das Eintreten des Beklagten keinesfalls gegeben, da die

Krenkenhausbehandlung der Ph° bereits im April 4957 be—

gonnen hatte‚ so daß hinreichend Zeit war, sich mit dem

zuständigen Sozialhilfeträger in Verbindung zu setzen°

Die Revision des Beklagten, mit der dieser sich gegen seine

Verurteilung zur Zahlung der Hauptforderung von 4559‚40 DM

gewendet hat‚ war daher als unbegründet zurückzuweisen°

Der von dem Kläger mit seiner Revision verfolgte weiter—

gehende Anspruch auf Prozeßzinsen ist unbegründet° Das BSG

hat bereits wiederholt zur Frage der Zinspflicht auf den

Gebieten der Sozialgerichtsbarkeit Stellung genommen (vglo

2 EU 59/55 in Breithaupt 4958 8° 7253 750; 4 Rn 285/62 in

BSG 24 So 46; 2 EU 422/64 in ”Die Sezialgerichtsbarkeit”

4967 Sa 4475 42 HJ 526/64 in BSG 22„ 450 : SozR BGB % 288

Nra 4; 6 RKa 49/67 vom 200 Februar 4968 in SozH BGB 9 288

Nr= 55 2 EU 75/65 vom 270 Juni 4968; 9 RV 570/65 in BSG 24

8° 448; 5 BK 42/64 in Breithaupt 4967 So 757; 6 BKa 47/66

vom 249 September 4968)„ In allen diesen Fällen ist ein
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Zinsanspruch mangels einer ausdrücklichen gesetzlichen

Grundlage (vgl„ zB @@751„823 Abs„ 2, 4400 Abso 5 und
.1436 Abs„ 2 BVD) verneint werdenü Zwar trif T"t d.er hin1eio

des Klägers zu‚ daß in der in BSG 24 So 448 veröffent—

lichten Entscheidung nur über den Zinssnspruch des Ve-—

sorgu.ngsberech.tigten gegen d.ie KGV cutscwiecen ist wenn

rend es sich im vorliegenden Fall um den Zins anspruch des

Sozialhilfe trä.gers gegen die KOV hgendelt Nach L.uffa ssung

des Senats sind jedoch die Gründe, die in den bisherigen

Entscheidungen des BSG zur Ablehnung eines Zinsanspruchs

geführt haben‚ auch für den vorliegenden Zi nsp1uch des

Klägers maßgebend„ Zur Stützung dieses- fanspruchs kann

auch nicht % 291 BGB herangezogen werden? wie der Kläger

offenbar meintu Eine Anwendung dieser Vorschrift im

Sozialrecht kraft Gesetzes scheidet aus1 da das SGG in

5 202 zwar auf die verfahrensrechtlichen Vorschriften'des

Gerichteverfassungsgesetzes und der ZPO verweist‚ nicht

jedoch auf die materiell—rechtlichen Vorschriften des

bürgerlichen Rechts„ Auch wäre es‚ wie der 42„ Senat des

BSGbereits ausgesprochen hat (SozR BGB@294 sro 4)‚
ein grundlegender Fehler, Einzelregelungen anderer Rechten

gehiete‚ wie zB des bürgerlichen Rechts, im Wege ent—

sprechender Änwendung in das Sozialrecht zu übert19gen‚

ohne dabei die Gesamtheit der sozialrechtlichen und der

damit zuscmnenhangenden verfahre nsrechtlichen RogelUi■cr

im Blick zu behalten„ Es sind. auch keine Regelungen be“

kannt„ die einen Zinsanspruch bei verspäteten Leistungen

des Sozialversicherungsträgers und insbesondere des Ver—

sorgungsträgers rechtfertigen könnten° Darauf deutet schon

die Tatsache hin, daß in der KOV sowohl eine besondere Be«

stimmung uber die Verzinsung fehlt als auch da rü.ber‚ wenn
in der KGV die Versorgungsleistungen ”fällig" werden„ Nach

Auffassung des Senats ist es im Hinblick auf die seit Jahr—

zehnten bekannte Streitfrage ausgeschlossen, daß der Gesetz—
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geber das Problem der Prozeßzinsen etWa übersehen und eine

beabsichtigte Zinspflicht gleichsam “vergessen” haben soll—

te„ Das Reichsversorgungsgericht (RVG) hatte bereits in

einer grundsätzlichen Entscheidung (GE) vom 48„ November

4922 (KVG 5‚ 82) nach eingehender Auseinandersetzung mit

der Rechtsprechung und unter bewußter Abweichung von der

Auffassung des Reichsgerichts ausgesprochen„ daß für Ver—

sorgungsleistungen weder Verzugszinsen noch Prozeßzinsen

beansprucht werden können„ Diese Auffassung hat das RVG

in der GE vom 26„ Februar 4956 (Bd„ 42, 99„ 405) be—

stätigt und ausdrücklich darauf hingewiesen‘) daß es “für
die Zinspflicht an einer Rechtsgrundlage fehlt? insbesonm

dere Verzugszinsen dem Versorgungsrecht fremd sind”u Im

Anschluß an diese Rechtsprechung des BVG hatte sich9 wo—
rauf der 9„ Senat des BSG in Bd„ 24 86 4483 424 hin"

gewicsen hat? für die folgenden Jahre und Jahrzehnte eine

allgemeine‚ einhellige Rechtsüberzeugung aller beteiligten

Kreise (Reich9 Bund‚ Versorgungsbehörden, Versorgungsp
berechtigte) im Sinne eines Gewohnheitsrechts dahin ge—

bildet„ daß eine Zinspflicht der Versorgungsbehörden nicht

besteht (Schwankhart: “Anspruch des Bürgers auf Prozeß—
zinsen im Sozialrecht ?” in NWJ 496? S‚ 577 spricht in die—

sem Zusammenhang von “Lückenschließung” durch die Annahme

von Gewohnheitsrecht)° Wenn der Gesetzgeber bei Erlaß des

BVG und der zahlreichen Änderungs— und ■euordnungsgesetze

in dem Zeitraum von 4950 bis 4966 keinen Anlaß gesehen hat?

ein€eindeutige abändernde Regelung hinsichtlich der Zins—

frage zu geben, dann muß aus diesem Schweigen geschlossen

werden‚ daß die in langdauernder Übung angewandte Rechts—

uberzeugung beibehalten werden soll (vglo BSG vom 20„_Fe»

bruar 4968„ 6 HKa 49/67„ gekürzt abgedruckt in Sozh BGB
5 288 Nro 5; vgl„ auch Rundséhreiben des BMA vom 42„April
495% — BVBl 495% S„ 56 Nr„ 46)° Diese Rechtsüberzeugung
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und die dementsprechende ständige Rechtsübung aller be—

teiligten Kreise sind als selbständige Rechtsquelle neben

'das Gesetzesrecht getreten„ Die Gerichte entsprechen der

ihnen durch Art„ 20 Abs„5 und Art: 97 des Grundgesetzes

auferlegten Bindung an Gesetz und Recht„ wenn sie ihre

Entscheidung auf eine solche zu Gewohnheitsrecht gewordene

ständige Rechtsübung stützen (vglo BBG 24? 148)°

Demgegenüber trifft das Vorbringen des Klägers, in letzter

Zeit sei ein Handel der Rechtsauffassung eingetreten? ins—

besondere werde von den ülrigen Obersten Gerichtshöfen des

Bundes eine Zinspflicht bei öffentlichwrechtlichen Erstatw

tungsansprüchen grundsätzlich bejahta nicht zu; es ist auf

eine unzutreffende Würdigung dieser Rechtsprechung zurück—

zuführen„ Das BVerwG hat in einer neueren Entscheidung vom

25° Oktober i962 (Ede 45‚ 78‚ 81‚ 85) ausdrücklich aus—
gesprochen‚ daß es keinen das gesamte öffentliche Recht

beherrschenden Grundsatz gibt‚ wonach öffentlich—rechtliche

Forderungen zu verzinsen sinda -Eine Abweichung von der

Rechtsprechung anderer Senate des BVerwG — mit der Not—

wendigkeit„ den Großen Senat anzurufen — hat der 8„ Senat

des BVerwG in dieser Entscheidung vérneint mit der Begrün—

dung‚ daß ein Anspruch auf Prozeßzinsen nicht auf allen

Rechtsgebieten bejaht wird, sondern für das jeweilige Sach—

gebiet besonders geprüft und entschieden werden muß„ Eben—

so ist das BVerwG in den Entscheidungen Bd„ 7 S„ 95 und

Bd° 9 SO 225 davon ausgegangen? daß zwar Zinssnsprüche für

öffentlich—rechtliche Geldforderungen durch ein allge—

meines Gesetz nicht grundsätzlich ausgeschlossen sind?

daß aber jeweils im einzelnen geprüft werden muß, ob nicht

der Gesetzgeber für bestimmte Arten von Geldforderungen

den Zinsanspruch anderweitig geregelt und ausgeschlossen

hatu In beiden Fällen hat überdies das BVerwG die Zins—

forderung abgewieseno In Übereinstimmung damit hat der

6= Senat des BSG (Urteil vom 20„ Februar 1968 in SozR BGB

5 288 Nr„ 3) darauf hingewiesen? daß der Gesetzgeber nicht
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gehindert sei? für bestimmte Arten von Geldforderungen Zins—

ansprüche auszuschließen, und daß dazu eine ausdrückliche

gesetzliche Regelung nicht notwendig sei? sendern ein Still—

schweigen des Gesetzgebers genügen In gleicher Richtung

hat der BGH (NJW 1962 SD 1012) ausgesprochen, eine öffent—
lich—rechtliche Forderung könne.J müsse aber nicht verzinslich

sein; er hat weiter ausgeführt‚ der Gedanke der Üerzinslich—

keit einer Geldforderung aus dem bürgerlichen Recht könne

nicht unbesehen auf das Verwaltungsrecht übertragen werden‚

vielmehr müsse auf die Besonderheiten des verwaltungsrecht—

lichen Verhältnisses Rücksicht genommen werden (ebenso BGH

vom 28° März 1958 in Lindenmaier/Möhring‚ Nachschlagewerk

des BGH? BBG 1956‚ € 169 Hr„ 1)° Auch der Bundesfinanzhof
hat in einer neuen Entscheidung (BStBl II 1968 S„ 687) nach

Erörterung der Auffassung des BVerwG einen Anspruch auf

Prozeßzinsen (zu @@4, 5 Wohnungsbau—Prämien—Gesetz) ab—

gelehntu Ergänzend soll noch darauf hingewiesen werden,

daß 3 14 FürstlV0, der allgemein Verzugszinsen in Höhe von

6 % bei Kostenerstattung zwischen Fürsorgeträgern unter—

einander vorseh.> in das BSHG nicht übernommen werden ist

(vgl° Schellhorn/Beinehr/Schwörer aaO S„ 211 und die sehr

einschränkende Regelung in @ 107 Abs° } BSHG; vgl.° auch

”Zinsgutachten” von 1958 der Zentralen Spruchstelle für

Fürsorgestreitsachen)„ Entsprechend bestätigte der Ver—

treter des Klägers in der mündlichen Verhandlung‚ daß

Sozialhilfeträger unter sich außerhalb eines Streitveriahn

rens und an andere Behörden keine Zinsen zahlen„ Damit zeigt

sich„ daß es den von dem Kläger in Anspruch genommenen
Rechtssatz der allgemeinen Zinspflicht (Verzugs— oder Pro—

zeßzinsen) im öffentlichen Recht und bei öffentlich—recht—

lichen Erstattungsforderungen nicht gibt() Die Obersten

Gerichtshöfe des Bundes (hiera BVerwG, BGH„ BFH9 BSG) haben

einen allgemeinen Rechtssatz dieses Inhalts nicht anerkannt„

sondern im Gegenteil die Entscheidung jeweils von dem einzelnen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 50 _

Sachgebiet und der Art der strittigen Geldioräerung ab—
.}...hängig gemacht° Wenn es aber einen allgemeinen Grundseuz?

daß öffentlichmrechtliche Leistungen zu verzineen sind‚

nicht gibt5 und insbesondere im Recht der KOV ein Gewohn-

heitsrecht deein geht‚ daß Leistungen der Versorgungeträger

nicht zu verzinsen sind, dBLH fehlt auch Jegliche Grundlege

dafür? daß der Beklagte die von ihm zu erbringende Leistung

zu verzinsen hate Die Revision des Klägers war deshalb

zurückzuweisen„

Die Kostenentecheidung beruht auf % ■93 SGG„
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